
3.Beiblatt Beiblatt zur Parlamentskorrespondenz 12. Juli 1957 

A n fra g e b e a n t w 0 r tun g 

Zu der Anfrage der Abgeordneten Dr. Walther W eiß man n 

und Genoss e n vom 18. Juni 1957, betreffend die Sicherheitsvarhältnisse an dar 

kärntnerisch-jugoslawische n Grenz e und die Informierung der Presse, t eilt 

Bundesminist er für Inneres H e l m erfolge ndes mit g 

Grundsätzlich sind di e Sicherheitsbehörden und Landesgendarmerie­

kommandan ermächtigt, di e Öffentliohkeit im Wege der Presse und der effiziellen 

Presseagenture n üb er Vorfäll e von allgemeinem Interesse in ihrem Amtsbereioh 

zu informi er e n. 

Eine Sonderregelung besteht allerdings hinsiohtlioh von Vorfall e~ 

heiten staatspolizeilicher Natur, zu denen auch Grenzzwischenfälle gehören, 

di e nur mit Zustimmung des Bundesminis teriums für Inneres an die "APA" bzw. 

die Landeskorrespondenzen weitergegeben werden dürfen. 

Oerade in solchen Fäll en kann di e I nformierung der Öf fe ntlichkeit 

durch di e Presse erst nach vollständiger Klärung des Sachverhalte s er f olge n 

und muss mit besonderer Sorgfalt vorgenommen wer den. Eine mit den Tatsachen 

nicht vollständig übereinstimme nd e Berichterstattung könnte zu aussenpolitischen 

Weiterunge n führen, bzw. notwendige diplomatische Schritte in ihrer Wirksamkeit 

beei nträchtigen. 

Das Bundesministerium für Inneres hat grösstes Verständnis für die 

bedeutungsvoll e Aufgabe der Pr esse und ist immer bestrebt, die Öffentlichkeit 

so schnell a ls möglioh über wi chtige Er eignisse zu unterrichten. In den Fällen 

der vorli ege nden Art muss j edoch Verstä ndnis dafür e r wartet werde n, we nn mit­

unt er eine Verzögerung in der Berichterst attung eintritt, di e sachlich unver­

meidlich ist und im konkret e n Fall ni cht dem Sicherheitsdirektor für Kärnten 

zur Last ge l egt werden kann. 

-.-.-.-.-
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Nationalrat 

Der Nationalrat wird am Mittwoch und Donnerstag der kommenden 

Woche seine letzten beiden Sitzung in der Frühjahretagung abhalten. 

Am Mittwoch, den 17. Juli wird der Nationalrat über folgende sieben 

Vorlagen Beschluss fassen g Tätigkeitsbericht des Rechnungshofes für das 

Verwa1tungsjahr 1956, Schulpatronats-Aufhebungsgesetz für das Land Salzburg, 

Europäisches Abkommen über die Gleichwertigkeit der Studienzeit an den Uni­

versitäten, Gewerbeordnungsnovelle 1957, Ergänzung und Änderung des Gesetzes l 

betreffend die Regelung der konzessionierten Baugewerbe, Seeflaggengesetz 

und Abkommen mit der UdSSR über die Regelung technischer und kommerzieller 

Fragen der Donauschiffahrt. 

Aus der Debatte über den Rechnungshofbericht ist eine Übertragung 

im Rundfunk vorgesehen. 

Der letzten Sitzung am Donnerstag, den 18.Juli sind weitere sieben 

Tagesordnungspunkt e vorbehalten, darunter die Energieanleihegesetznovelle 1957, 

der Gesetzentwurf über einen Bundeszuschuss zur Behebung der Hochwasserschäden, 

die Zweite ~ovelle zum Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz und eine Novelle 

zum Kriegsopferversorgungsgesetz-. 

-.-.- .... -
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